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Olaf Kellerhoff

Die Rolle des Militärs
im p olitischen

System Pakistans

 
  

I  solemnly affirm, in the presence of the Al-
mighty God, that I owe allegiance to the 

Constitution and the Dominion of Pakistan 
and that I will as in 
duty bound honestly 
and faithfully serve in 
the Dominion of Pa-
kistan Forces and go 
within the terms of 
my enrolment wher
ever I may be ordered 
by air, land or sea and 
that I will observe and 

obey all commands of any officer set over 
me …“ ❙1 Die pakistanischen Streitkräfte sind 
bei der Staatsgründung im Jahr 1947 aus der 
britischen Kolonialarmee hervorgegangen. 
Das Verständnis einer Kolonialarmee ist es, 
sich nicht in politische Fragen einzumischen, 
sondern Anordnungen der zivilen Verwal-
tung umzusetzen, wie es der Militäreid des 
Staatsgründers Mohammad Ali Jinnah klar 
zum Ausdruck bringt. 

Dies hat sich in der Geschichte des Lan-
des geändert. Entgegen den Versprechungen 
mehrerer Militärführer, die Armee aus der 
Politik herauszuhalten, zeugen vier Staats-
streiche und mehrfacher, indirekter Einfluss 
auf Regierungswechsel von einer aktiven Rol-
le im politischen System Pakistans. Seit der 
Rückkehr zur Demokratie mit dem Rücktritt 
des selbsternannten Präsidenten General Per-
vez Musharraf im Jahr 2009 stellt sich erneut 
die Frage, ob und inwieweit die Streitkräfte 
gegenwärtig und in Zukunft politische Ent-
scheidungsprozesse beeinflussen werden. 

Von der Kolonialarmee  
zur Nuklearmacht

Das War Department von Britisch-Indi-
en wurde am 19.  Juli 1947 geteilt. Die rund 
400 000 Mann starke Armee erfuhr eine plan-
mäßige Aufteilung: 260 000 Soldaten sollten 
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die neuen Streitkräfte Indiens bilden, die üb-
rigen die neuen pakistanischen Streitkräfte. 
Trotz eines 25 Jahre zuvor begonnenen „In-
disierungsprogramms“ bestand das 22 000 
Mann große Offizierkorps immer noch zu 
13 500 aus britischen Offizieren. Manche da-
von setzten freiwillig den Dienst an der Waffe 
in den beiden neuen unabhängigen Ländern 
fort. So wurde die pakistanische Armee noch 
bis 1951 von britischen Generälen geführt, 
die Luftwaffe gar bis 1957. In den 1950er und 
1960er Jahren brachte die Zusammenarbeit 
mit den USA eine amerikanisch beeinflusste 
Führerschaft hervor. Spätestens nach der Ab-
spaltung Ost-Pakistans (Bangladesh) im Jahr 
1971 erwuchs jedoch eine neue, „pakistani-
sche“ Generation, die in eigenen Trainingsla-
gern und Schulen ausgebildet wurde. Eigene 
Strategien und eigene Ausbildungshandbü-
cher ersetzten die Fremdimporte.

Mit der Machtübernahme von General 
Zia ul-Haq, der von 1977 bis 1988 regierte, 
und seiner Selbsternennung zum Präsiden-
ten wurden die Streitkräfte zunehmend is-
lamisiert und zugleich auf eine breitere ge-
sellschaftliche Basis gestellt. Heute sind die 
pakistanischen Streitkräfte die siebtgrößten 
der Welt und Pakistan gehört zu den größten 
Truppenstellern der Vereinten Nationen. Die 
pakistanische Armee, eine Freiwilligenarmee 
wohlgemerkt, verfügt über rund 520 000 Sol-
daten, was ungefähr der Größe der US-Ar-
mee entspricht. Die Armeereserve von etwa 
500 000 Mann hat die Verpflichtung, sich bis 
Erreichung des 45. Lebensjahres verfügbar zu 
halten. Die Luftwaffe beschäftigt rund 45 000 
Personen, die Marine 25 000, die Küstenwa-
che 2500. Hinzu kommen ungefähr 300 000 
paramilitärische Kräfte wie zum Beispiel das 
Frontier Corps, die allerdings zum Teil dem 
Innenministerium unterstehen.

Die National Command Authority (NCA) 
existiert seit dem Jahr 2000 und kontrolliert 
die Nuklearwaffen des Landes. Pakistan ist 
auf Betreiben der zivilen Regierung seit An-
fang der 1980er Jahre eine Atommacht. Doch 
Präsident und General Zia ul-Haq unterstell-
te die Kontrolle des Atomprogramms dem 
Militär, wo sie bis heute verblieb. Pakistan 

1 ❙ 	Eid der Streifkräfte, eingeführt von Staatsgründer 
Mohammad Ali Jinnah am 14. Juni 1948 am Staff Col-
lege in Quetta, in: Mohammed Ali Jinnah, Speeches 
and Statements 1947–1948, Karachi 2009, S. 224 f.
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verfügt sowohl über nukleare Gefechtsköp-
fe wie auch über Trägerraketen. Das Kampf-
flugzeug F-16 bietet darüber hinaus die Mög-
lichkeit, Nuklearwaffen zu transportieren. 
Die vielfach diskutierte Sicherheit der Nukle-
arwaffen vor etwaigen Terroranschlägen oder 
terroristischen Missbrauchs wurde von di-
versen Wissenschaftlern als gewährleistet an-
gesehen. ❙2 In dieser Debatte gab Pakistan dem 
Drängen der USA nicht nach, den Verbleib 
der Nuklearwaffen offenzulegen. Das Land 
will sich seine Eigenständigkeit bewahren.

Einheit, Glaube und Disziplin

Der Dreiklang – Einheit, Glaube und Dis-
ziplin – des Staatsgründers Mohammad Ali 
Jinnah ist allerorten zu lesen – zumeist zu-
sammen mit einem Konterfei des als Quaid-e 
Azam („Großer Führer“) verehrten, ersten 
Generalgouverneurs des Landes. Die drei 
Worte sind ebenfalls das Motto der Armee. 
Sie waren durch die Geschichte des Landes 
hindurch Auftrag und Herausforderung zu-
gleich – Jinnah wusste, wovon er sprach. Dies 
gilt insbesondere für den Auftrag des Mili-
tärs innerhalb und außerhalb des Landes wie 
auch innerhalb des Militärs selbst. An diesen 
drei Schlüsselworten zeigen sich die Hetero-
genität der Streitkräfte einerseits und ande-
rerseits das Selbstverständnis zum Eingrei-
fen bzw. Nicht-Eingreifen in das politische 
System. 

Einheit: Das mangelnde nationale Zugehö-
rigkeits- und Identitätsgefühl von Teilen der 
Bevölkerung stellt die Wahrung der Einheit 
des Landes in Frage. Seit der Staatsgründung 
kam es beispielsweise in Belutschistan im-
mer wieder zur Auflehnung gegen die Zent-
ralgewalt. In den 1970er Jahren versuchte die 
Regierung den Aufstand mit aller Härte mi-
litärisch niederzuschlagen. Ausgerechnet Ge-
neral Zia ul-Haq konnte nach der Machtüber-
nahme den Konflikt durch Verhandlungen 
vorübergehend beilegen. Nach dem Jahr 2000 
kam es erneut zu nationalistischen Erhebun-
gen (Religion spielte hierbei keine Rolle), die 
in diesem Fall die Militärregierung gewalt-
sam beenden wollte, mit der Folge, dass die 
allgemeine Forderung der Belutschistan-Na-

2 ❙ 	Vgl. Jochen Hippler, Das gefährlichste Land der 
Welt? Pakistan zwischen Militärherrschaft, Extre-
mismus und Demokratie, Köln 2008, S. 180 f.

tionalisten nun nicht mehr nur Autonomie, 
sondern Unabhängigkeit lautet. ❙3 Auch die 
Stammesgebiete, genauer Federal Adminis-
tered Tribal Areas (FATA) sind nie unter der 
Kontrolle des Staates gewesen. In den Stam-
mesgebieten kämpft die Armee aktuell gegen 
islamistische Gewaltgruppen. In beiden Fäl-
len – in Belutschistan und den FATA – han-
delt es sich um militärische Lösungsversuche 
von sozialen und politischen Problemen, die 
die Einheit des Landes bedrohen. Davon ab-
gesehen ist das Militär im Dauereinsatz ge-
gen alle möglichen Sicherheitsrisiken: „Die 
Bandbreite von Verdächtigen, die Löcher in 
Pakistans interne Sicherheitsumgebung boh-
ren, ist verwirrend. Von al-Qaida-Führern 
zu mittelasiatischen Verbrechern und arabi-
schen Militanten, Baitullah Mehsuds Män-
nern zu sektiererischen Terroristen und ver-
lassenen Kaschmir-Kämpfern zu knallharten 
Kriminellen – die Liste ist erschöpfend.“ ❙4 Die 
Aufgabe der Sicherheitskräfte, allen voran 
der Armee, das Land zusammen und sicher 
zu halten, ist äußert vielfältig. Dabei spielen 
mangelnde pakistanische Identität und Loya-
lität zum Staat auf Seiten der Gegner des Mi-
litärs eine entscheidende Rolle. 

Auch innerhalb der Armee wird die ethni-
sche Vielfalt des Landes nicht widergespie-
gelt, auch wenn sich die ethnische Zusam-
mensetzung der Armeeangehörigen weiter 
diversifiziert: Kamen seit Kolonialzeiten der 
Großteil der Soldaten und die Offiziere vor 
allem aus drei Distrikten der Provinz Pun-
jab, so gestaltet sich die Rekrutierungspra-
xis heutzutage heterogener. Dieser Prozess 
hat bereits zu Zia ul-Haqs Zeiten eingesetzt 
als während der zunehmenden Verstädte-
rung – mit häufig islamistischen oder zumin-
dest konservativen Kleinbürgern – die Armee 
eine Chance zu sozialem Aufstieg bot. Das 
Bild hat sich insbesondere bei den Soldaten 
verbessert: Stammten 1991 noch 64  Prozent 
aus dem Punjab, waren es 2005 44  Prozent 
mit einem gestiegenen Anteil des Zentralpun-
jab gegenüber der traditionellen Herkunfts-
region Nordpunjab. Der Anteil aus der Pro-
vinz Khyber-Pakhtoonkhwa (vormals North 
West Frontier Province, NWFP) und den 

3 ❙ 	Vgl. International Crisis Group, Pakistan. The 
Forgotten Conflict in Balochistan, Islamabad-Brüs-
sel vom 22. 10. 2007.
4 ❙ 	Syed Talat Hussein, The Fear Factor, in: Newsline, 

November 2009, S. 20.
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FATA stieg zwar nur um zwei Prozent auf 22, 
jedoch erhöhte sich der Anteil von Sindhis 
von 8,9 Prozent auf 22,4 Prozent und Kash-
miris sind nun zu 9,7 Prozent (zuvor 5,9 Pro-
zent) vertreten. Belutschen bleiben weiter-
hin unterrepräsentiert, denn gerade einmal 
1,5  Prozent der Soldaten stammen von dort 
(1991 0,5 Prozent).

Die pakistanischen Streitkräfte sind auch 
in ihrer Organisation kein monolithischer 
Block, wie sie auf den ersten Blick erscheinen 
mögen. Neben der klassischen Aufteilung in 
die Teilstreitkräfte Heer, Luftwaffe, Mari-
ne mit ihren jeweiligen Eigeninteressen hat-
te der Nachrichtendienst Inter-Service Intel-
ligence (ISI) in der Vergangenheit ein schwer 
einzuschätzendes Eigenleben geführt, so in-
klusive Aufbau der Taliban und anderer Ex-
tremistengruppen. Allerdings hat es mehrere 
Säuberungswellen innerhalb des ISI gegeben, 
bei dem islamistische Offiziere ausgesondert 
wurden. Auch wurde der Nachrichtendienst 
spätestens seit den 1990er Jahren in erster Li-
nie ein Instrument der Armeeführung. An 
seiner Spitze steht mit Ahmed Shuja Pasha 
ein Verbündeter des Armeechefs. Angehörige 
der drei Teilstreitkräfte werden für zwei bis 
drei Jahre zum ISI abkommandiert, so dass 
es zu mehr Transparenz und weniger ideolo-
gischem Sektierertum kommen kann.

Viele Wirtschaftsunternehmen und Stif-
tungen sind im Besitz der Streitkräfte. Aye-
sha Siddiqa hat in ihrem Buch Military Inc. ❙5 
beispielhaft die von ihr Milbus genannte Ver-
bindung zwischen Military und Business 
aufgezeigt. Zur Befriedigung von eigenen 
Bedürfnissen wie die Versorgung und Absi-
cherung von Soldaten im Ruhestand aber auch 
aus Gewinninteresse betreiben die Streitkräf-
te vier Stiftungen, die über ein weit verzweig-
tes Netz an Firmen und Fabriken mit rund 
31 000 Angestellten verfügen. Allein die Stif-
tung Army Welfare Trust soll einen Wert von 
1,18 Milliarden Euro haben. Die Streitkräfte 
üben damit einen großen Einfluss auf Wirt-
schaft und Gesellschaft aus.

Nicht zuletzt bestehen bei allen Beden-
ken einer Verallgemeinerung heute drei La-
ger innerhalb der Streitkräfte: ein nationalis-
tisches, ein islamistisches und ein kleinerer 

5 ❙ 	Vgl. Ayesha Siddiqa, Military Inc. Inside Pakistan’s 
Military Economy, Ann Arbor 2007.

Kreis westlich orientierter Offiziere. Deren 
unterschiedliche Auffassungen von der Rol-
le der Armee im politischen System variiert 
je nach Lager, wie im Folgenden weiter aus-
geführt wird. Insgesamt gibt es also nicht die 
Rolle eines monolithischen Militärs, sondern 
rund 1,5  Millionen Soldaten unterschiedli-
cher Herkunft, unterschiedlicher Gesinnung 
und mit unterschiedlichen Interessen, die mit 
vielfältigen Aufgaben in den Bereichen Si-
cherheit, Wirtschaft, Gesellschaft – und der 
Politik betraut sind.

Glaube: Die Angehörigen der Armee be-
finden sich in einem Spannungsverhältnis 
zwischen Anlehnung an den Westen, pakis-
tanischem Nationalismus und Islamisierung. 
Die konsequente Islamisierung des Staates 
unter General Zia ul-Haq hatte vor der Ar-
mee nicht halt gemacht. In den Ausbildungs-
stätten, dies gilt insbesondere für die Offi-
zierausbildung am Staff College in Quetta, 
wurde der Islam als Teil des Lehrplans ein-
geführt. Darüber hinaus änderte Zia ul-Haq 
das Motto der Armee von „Einheit, Glaube 
und Disziplin“ zu „Glaube, Gottesfurcht und 
Kampf auf dem Weg Gottes“ (iman, taqwa, 
jihad fi sabili’llah). Für Zia ul-Haq galt: „The 
professional soldier in a Muslim army, pur-
suing the goals of a Muslim state, cannot be-
come ‚professional‘ if in all his activities he 
does not take on ‚the color of Allah‘.“❙6 

Da innerhalb der islamischen Länder keine 
Säkularisierung im westlichen Sinne vollzo-
gen wurde, differenzieren insbesondere gläu-
bige Muslime nicht zwischen Staat, Religion 
und Militär. Somit besteht die Möglichkeit, 
dass die Armee – bei entsprechender Füh-
rung  – selbst zum Instrument einer Islami-
sierung des Landes, also der Gesellschaft und 
der Institutionen wird und ihre Macht dazu 
missbraucht, wie dies teils im System Zia ge-
geben war. Auch ein Staatsstreich islamisti-
scher Offizier gegen „unislamische“ Politiker 
ist nicht grundsätzlich auszuschließen. Über 
den vereitelten Versuch von Generalmajor Za-
heer ul-Islam Abbasi, zusammen mit 40 ande-
ren Offizieren im September 1995 die dama-
lige Militärführung zu eliminieren und einen 
orthodoxen islamischen Staat auszurufen, ist 
nicht allzu viel bekannt. Eine Wiederholung 
ist derzeit sicherlich nicht zu erwarten, aber 

6 ❙ 	Zia ul-Haq, zit. nach: Stephen P. Cohen, The Pa
kistan Army, Karachi 2006, S. 86.
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die Option als solche nicht auszuschließen. 
Ein entsprechendes Sendungsbewusstsein 
der Armee würde auch die Außenpolitik be-
einflussen, wenn nicht gar bestimmen. Dies 
war zum Beispiel 1986 bei Generalleutnant 
Javed Nasir gegeben, der bosnische Muslime 
unterstützte und Waffen an Muslime in Bur-
ma lieferte. 

Der Nexus Militär-Mullah ist auch nach 
Zia ul-Haq nicht aufgelöst worden, da auch 
Musharraf die Unterstützung religiöser 
Kräfte zum Machterhalt benötigte. Selbst 
als Schlüsselpartner der USA im Kampf ge-
gen die Taliban in Afghanistan erlaubte er 
dem ISI weiterhin, Verbindungen zu islamis-
tischen Extremisten, insbesondere im Hin-
blick auf Kaschmir, zu unterhalten und ging 
auch selbst nicht gegen sie vor. Der ambiva-
lente Umgang Musharrafs mit den Islamisten 
rächte sich: Sie verübten mehrere Anschläge 
auf Musharraf und besetzten im Juli 2007 die 
Rote Moschee in Islamabad. Damit forderten 
sie die Staatsmacht direkt heraus und Mus-
harraf ließ die Moschee vom Militär erstür-
men, was zu offiziell 62 Toten führte. 

Der nach 2001 mit den USA partnerschaft-
liche „Kampf gegen den Terror“ scheint zu-
dem nur halbherzig und in erster Linie mit 
Distanzwaffen (Artillerie, Luftangriffe) ge-
führt worden zu sein. Zwar ging die Armee 
gegen Extremisten vor, doch fand dabei nicht 
die Unterstützung in der Bevölkerung. Die 
allgemeine Überzeugung war, dass dies nicht 
Pakistans Krieg sei, wenn in Pakistan Mus-
lime gegen Muslime kämpfen. Desertierun-
gen und sich ergebende Armee-Einheiten im 
Kampfgebiet stützen dies. Nur zehn Prozent 
der Pakistanis nahmen Terrorismus zu Be-
ginn 2009 als Problem wahr ❙7 – bei über 483 
Terroranschlägen in 2008, wovon 64 Prozent 
der Toten Zivilisten waren. Auch Verbindun-
gen von Armee und ISI zu diversen Dschi-
hadgruppen gab es offenbar weiterhin, jedoch 
unter etwas anderen Vorzeichen. ❙8 Noch im 
März 2009 beschrieben Bewohner des dann 
umkämpften Swat-Tals die „Taliban als ein 
weiteres Bataillon der Armee“. ❙9 Insgesamt 

7 ❙ 	Vgl. International Republican Institute, IRI Index. 
Pakistan Public Opinion Survey, März 2009, S. 11.
8 ❙ 	Vgl. Brian Cloughley, Pakistan’s Army and Natio-

nal Stability, Bradford 2009, S. 10 f.
9 ❙ 	Persönliches Gespräch des Autors mit verschiede-

nen Pakistanis aus Swat im März 2009.

scheint die Armee den Anweisungen der (Mi-
litär-)Regierung nicht mit allem Nachdruck 
nachgekommen zu sein.

Erst mit der Auseinandersetzung im Swat-
Tal ab März 2009 unter der zivilen Regierung 
hat sich dies grundlegend geändert – sowohl 
beim Militär selbst als auch in der öffentlichen 
Meinung, so dass in einer Gallup-Umfrage in 
der letzten Oktoberwoche 2009 immerhin 
51 Prozent der Bevölkerung die Militäropera-
tionen – inzwischen ausgeweitet auf Waziris-
tan – unterstützen. ❙10 Spätestens seit dem An-
griff auf das General Headquarters (GHQ) 
in Rawalpindi am 10. Oktober 2009, als zehn 
Terroristen neun Armeeangehörige, darunter 
einen Brigadegeneral und zwei Zivilisten tö-
teten, weiß die militärische Führung, dass es 
sowohl um die eigene Reputation als auch um 
die Kontrolle über das Staatsgebiet geht. 

Diese Kontrolle bedeutet nicht nur Herr-
schaft über ein Gebiet, sondern zudem Deu-
tungshoheit über den Islam in Pakistan. Die 
zweite Operation im Swat ab Mai 2009 hieß 
bezeichnenderweise rah-e rast, der „rechte 
Weg“. Es ist die Urdu-Entsprechung des ko-
ranischen sirat al-mustaqim, ein Vers, in dem 
der „rechte Weg Gottes“ gepriesen wird, den 
die Armee im Namen des Staates nun durch-
setzte. Der derzeitige Kampf veranschau-
licht, dass das Militär höchstwahrscheinlich 
dschihadistische Gruppierungen und ihre 
Islaminterpretationen nicht mehr für eigene 
politische Ziele nutzt und zudem auch nicht 
mehr duldet.

Bereits Zia ul-Haqs militärischer Chef-
ideologe Oberst Abdul Qayyum legte dar, 
dass viele Soldaten in einer schwierigen Po-
sition seien: gefangen zwischen Muslim- und 
Nicht-Muslimsein. Diese Dichotomie in ih-
rem Leben stelle sie vor die Wahl zwischen 
der Loyalität zu Gott und der Loyalität zum 
pakistanischen Staat; es könne keine Teilung 
von Leben und Glauben, Karriere und Reli-
gion geben. ❙11 In der Praxis wird dies daran 
sichtbar, dass einige pakistanische Solda-
ten nach ihrem Ausscheiden aus dem aktiven 
Dienst als Berater und Ausbilder Strategien 
entwickeln, um islamistische Insurgenten zu 

10 ❙ 	Vgl. Mustafa Qadri, Public perceptions of 
Pakistan’s war against Tehreek-e-Taliban Pakistan, 
Bradford 2009.
11 ❙ 	Vgl. S. Cohen (Anm. 6), S. 95.
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bekämpfen. Als gern gesehene Gäste in Talk-
Shows beeinflussen sie dann die öffentliche 
Meinung in Richtung Aufstandsbekämp-
fung. Andere Ex-Militärs wiederum schlie-
ßen sich Dschihadgruppen an. So soll der 
ehemalige Militärangehörige Ilyas Kashmiri, 
der im Oktober 2009 bei einem Drohnenan-
griff ums Leben kam, einer der grausamsten 
Anführer von Aufständischen in Waziristan 
gewesen sein. ❙12 

Jedenfalls ist zu beobachten, dass noch 
manche Armeeangehörige radikal-islami-
sche Ansichten vertreten und das Barttragen 
sich immer weiter verbreitet. ❙13 Selbst wenn 
islamistische Soldaten damit noch nicht auto-
matisch zum Aufstand neigen, so könnte die-
ses Selbstverständnis als islamistischer Offi-
zier sich insbesondere dann nachteilig auf das 
politische System auswirken, wenn im Geiste 
Zias ausgebildete Führungskräfte in maßgeb-
liche Entscheidungspositionen aufrücken.

Disziplin: Anders als andere Institutionen 
des Landes oder private Sicherheitsfirmen ha-
ben die pakistanischen Streitkräfte im Gro-
ßen und Ganzen kein Disziplinproblem. Im 
Gegenteil: Das Militär hat gehorcht und al-
les klaglos ertragen – von Kriegen und Isla-
misierung bis hin zu Staatsstreichen. Bei der 
Machtübernahme Musharrafs 1999 hatte nur 
ein einziger General den Gehorsam aus Ge-
wissensgründen verweigert. Dies offenbart 
jedoch auch ein Dilemma: Offiziere und erst 
recht Soldaten könnten auch in Zukunft un-
rechtmäßigen Befehlen gehorchen bis hin zu 
einer erneuten Machtübernahme. Eine Auf-
klärung über die rechtmäßige Verweigerung 
unrechtmäßiger Befehle, wie es sie beispiels-
weise in der Bundeswehr gibt, existiert nicht. 
Zur Demokratisierung des Landes würde 
auch das Konzept des „Staatsbürgers in Uni-
form“ gehören. Eine Einmischung in die Po-
litik bis hin zu einem coup d’état würde dem-
zufolge auch in Zukunft sehr wahrscheinlich 
bis in alle Ebenen mitgetragen werden.

Selbstverständnis des Militärs

Das Militär ist kein Staat im Staate im Sinne 
einer deutschen Reichswehr der 1920er Jahre, 

12 ❙ 	Vgl. Zahid Hussain, General Sympathy, in: News-
line, November 2009, S. 28.
13 ❙ 	Vgl. ebd.

sondern eine national wie international res-
pektierte Institution, die auf das Engste mit 
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft verwo-
ben ist und einen signifikanten Einfluss auf 
alle drei Bereiche ausübt. Einem Bonmot nach 
ist es Diener und Herr zugleich oder „politi-
scher, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher 
Hegemon“. ❙14 Dabei stellt sich die Frage, in-
wieweit diese Äußerungen nach dem Ende 
des Musharraf-Regimes noch zutreffend sind 
und ob es push- oder pull-Faktoren sind, die 
die Armee eine aktive Rolle in der Politik ein-
nehmen lassen.

Seit Gründung hat die Armee drei reguläre 
Kriege gegen Indien geführt und war in viele 
Krisen und Scharmützel involviert. Die Emp-
findung des Nachbars Indien als Bedrohung 
führte zur Schaffung und Aufrechterhaltung 
eines stabilen Feindbildes. Folgerichtig wur-
de die Armee in ihrer Struktur in erster Linie 
auf einen Kampf gegen einen konventionellen 
Gegner ausgerichtet; gleichzeitig wurde die 
Notwendigkeit der politischen Einmischung 
in Afghanistan gerechtfertigt: Um der relativ 
schmalen Landfläche strategischen Raum ge-
ben zu können, sollte über eine Kontrolle der 
Regierung in Kabul Afghanistan als potenziel-
les Rückzugsgebiet bei einem etwaigen Kon-
flikt mit Indien dienen. Dieser Fall wiederum 
drohte nach Ansicht vieler Beobachter vor al-
lem bei instabilen, zivilen Regierungen, die mit 
einer feindlichen Politik gegenüber Indien von 
eigenen Unzulänglichkeiten ablenken wollten. 
Somit habe das Militär in die Politik eingreifen 
müssen, um sicherzustellen, dass zivile Regie-
rungen Pakistan nicht in einen Krieg führten. 

Nach Ansicht einiger pakistanischer Ana-
lysten waren es vor allem Legitimitätskri-
sen, die militärisches Eingreifen in die Poli-
tik hervorriefen. Die innere Dynamik, dass 
Offiziere meinen, Probleme der Zivilgesell-
schaft lösen zu müssen, sehen sie als weniger 
wichtig an. ❙15 Demnach wären Machtvakuen, 
also pull-Faktoren, entscheidender. 

Hinzu kommt, dass die Armee als einzig 
disziplinierte Institution des Landes das Ver-
trauen der Bevölkerung genießt. Schließlich 

14 ❙ 	Conrad Schetter/Katja Mielke, Entwicklungszu-
sammenarbeit mit Pakistan – eine Analyse aus der 
Ankerlandperspektive, Bonn 2008, S. 20.
15 ❙ 	Vgl. Hasan-Askari Rizvi, Military, State and Soci-

ety in Pakistan, Lahore 2003.
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wurden die Staatsstreiche zumeist freudig 
begrüßt – mit dem Verteilen von Süßigkeiten 
auf der Straße. Zu dem Mythos in Bevölke-
rung und Militär selbst, wonach die Armee 
alles lösen könne, trug beispielsweise 1953 
das Eingreifen von Generalmajor Azam Khan 
bei Unruhen gegen die Ahmadiyya-Gemein-
schaft in Lahore bei, nach deren Auflösung 
er und seine Truppen mit einer „Cleaner La-
hore Campaign“ der Stadt gleich einen neuen 
Anstrich gaben. ❙16 Tatsächlich ist die Armee 
in der Vergangenheit den eigentlichen Prob-
lemen aber eher ausgewichen. Gerade auch 
unter Zia ul-Haq wurden neue geschaffen, an 
denen Pakistan bis heute leidet wie beispiels-
weise den dschihadistischen Gruppierungen. 

In anderen Worten: Pakistans Soldaten üb-
ten nach eigener Überzeugung – ähnlich wie 
ihre türkischen Kameraden – eine Wächter-
funktion über das Land aus und fühlten sich 
berufen, bei zivilem Versagen einzugreifen. 
Ungleich der türkischen Armee, die mit dem 
Erbe Atatürks auch die Säkularisierung bzw. 
den Laizismus zu schützen meint, geht es in 
der Islamischen Republik Pakistan nicht um 
die Demokratie oder demokratische Institu-
tionen, sondern um das Land selbst und des-
sen Einheit. Dabei konnten sie insbesonde-
re in Krisensituationen auf die Zustimmung 
ihrer Landsleute setzen. Noch im September 
2007 antwortete die Mehrheit auf die Auf-
forderung, die Leistung der Armee in punk-
to „Wie wird Pakistan regiert?“ zu bewerten, 
positiv (25 Prozent exzellent, 28 Prozent gut). 
Mehr noch, nämlich 66 Prozent, lobten den 
militärischen Einsatz für wirtschaftliches 
Wachstum und Entwicklung. ❙17 

Dies war aber zum Ende der Ära Mushar-
raf schon nicht mehr gegeben. Innerhalb ei-
nes Jahres hatte sich die öffentliche Meinung 
signifikant geändert: Sahen im Februar 2007 
einer anderen Umfrage zufolge 61  Prozent 
der Pakistanis die Leistung der Musharraf-
Regierung als positiv an, so waren es im Ja-
nuar 2008 gerade einmal 18 Prozent. ❙18 Selbst 

16 ❙ 	Vgl. Brian Cloughley, A History of the Pakistan 
Army. Wars and Inssurections, Karachi 2008, S. 38.
17 ❙ 	Vgl. United States Institute for Peace (ed.), Paki-

stani Public Opinion on Democracy, Islamist Mili-
tancy and Relations with the U. S., Washington DC 
2008, S. 20. 
18 ❙ 	Vgl. International Republican Institute, IRI In-

dex. Pakistan Public Opinion Survey, März 2009, 
S. 33.

Militärs bzw. Ex-Militärs, die nicht mehr ihre 
Loyalität zur Führung bekunden mussten, 
forderten im Januar 2008 den Rücktritt des 
General a. D. Pervez Musharraf. ❙19 Die pull-
Faktoren waren nicht mehr gegeben.

Künftig das Primat der Politik?

Mit der Besetzung des Postens als Armee-
chef durch Ashfaq Kayani hat Präsident Per-
vez Musharraf den Weg für eine Armee ge-
ebnet, die dem Primat der Politik zu folgen 
vorgibt. Kayani zog nach seiner Ernennung 
hunderte von Militärs aus zivilen Institutio-
nen des Landes im Februar 2008 zurück. Er 
selbst bezeichnet sich als engagierten Demo-
kraten. Nichtsdestotrotz räumte er im De-
zember 2008 ein, dass militärische Inter-
ventionen manchmal notwendig seien, um 
Pakistans Stabilität zu gewährleisten. Staats-
streiche seien „Umleitungen“, die geschaf-
fen würden, wenn eine Brücke auf der Auto-
bahn der Demokratie eingestürzt sei. Wenn 
die Brücke repariert sei, brauche man keine 
Umleitung mehr, definierte Kayani sein Ver-
ständnis von der Rolle des Militärs in der 
Politik. ❙20

Eine diskrete „Umleitung“ hatte Kayani 
im März 2009 errichtet, als die Richterbe-
wegung ❙21 zusammen mit der Partei Pakis-
tan Muslim League – Nawaz (PML-N) von 
Nawaz Sharif in Konfrontation zu Präsi-
dent Asif Ali Zardar gingen und die Lage 
im Land außer Kontrolle zu geraten droh-
te. Gerüchte von einem coup d’état mach-
ten bereits die Runde. Kayani hat darauf-
hin Präsident Asif Ali Zardari und Premier 
Yusuf Raza Gilani zu einer mehrstündigen 
Unterredung geladen. Vermutlich zusam-
men mit amerikanischem Druck führte dies 
zum Einverständnis des Präsidenten, den 
zuvor abgesetzten Obersten Richter wieder 
einzusetzen und damit die Krise friedlich 
beizulegen. 

Abgesehen von dieser kurzen „Umleitung“ 
hat sich gerade im Jahr 2009 gezeigt, dass 
die Streitkräfte willens sind, Macht abzuge-

19 ❙ 	Vgl. J. Hippler (Anm. 2), S. 203 f. 
20 ❙ 	Vgl. Newsweek vom 20. Dezember 2008, online: 

www.newsweek.com/id/176306 (15. 4. 2010).
21 ❙ 	Vgl. dazu den Beitrag von Nusrat Sheikh in dieser 

Ausgabe.

http://www.newsweek.com/id/176306
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ben. In den Worten des Verteidigungsanalys-
ten Generalleutnant a. D. Talat Masood aus-
gedrückt: „Last year (2009), there was also a 
shift in the sense that the power, which had 
been more or less concentrated in the milita-
ry and to some extent in certain pro-Mushar-
raf political parties since October 1999, shif-
ted from just being with the military to many 
centres of power.“ ❙22 

Auch im Gerichtsfall Makro-Habib hat 
sich gezeigt, dass das Militär derzeit bereit 
ist, sich den Entscheidungen der Rechtsstaa-
tes zu beugen: Das Oberste Gericht hatte 
im Oktober 2009 zugunsten des Klägers der 
Nichtregierungsorganisation Shehri – Citi-
zens for a better Environment entschieden 
und die Räumung des im Besitz der Armee 
und vom Army Welfare Trust, einer Milbus-
Firma, rechtswidrig untervermieteten Ari-
als an die niederländisch-pakistanische Fir-
ma Makro-Habib angeordnet. Zuletzt hatte 
das Militär die tiefgreifende Verfassungs-
reform im April 2010 ohne große Reakti-
on hingenommen. Sie verlagert immerhin 
die Zuständigkeit für die Neubesetzung des 
Armeechefs vom Präsidenten zum Premier-
minister. Somit spricht derzeit vieles dafür, 
dass die pakistanischen Streitkräfte zwar 
weiterhin einen gewissen Einfluss auf ver-
schiedene Bereiche des nicht-militärischen 
Lebens haben, aber nicht direkt intervenie-
ren werden. 

Abzuwarten bleibt allerdings die Neube-
setzung der Armeeführung in diesem Jahr. 
Allein zwölf Drei-Sterne-Generäle stehen 
vor ihrer Pensionierung, davon vier Corps-
Kommandeure. Schließlich sind jetzt die so-
genannten Zia Bharti, also „Zias Rekruten“, 
in die entsprechenden Ränge aufgerückt, dass 
sie zur Beförderung anstehen. Für vier von 
insgesamt 29 zur Pensionierung anstehen-
den Generälen wurde die Amtszeit verlän-
gert, darunter der westlich orientierte Gene-
raldirektor des ISI, Generalleutnant Ahmad 
Shuja Pasha – vermutlich um die Neubeset-
zung herauszuzögern. Kayanis Amtszeit en-
det im November 2010. Über eine mögliche, 
zweijährige Verlängerung wird vermutlich 
im August – nun nach neuer Verfassung  – 
der Premierminister entscheiden. Sie könnte 

22 ❙ 	Zit. nach: Center for Research and Security Stu-
dies, Discussion Forum. Debate on Security and 
Governance, Islamabad 2010, S. 84.

dem eingeschlagenen Weg einer Nichteinmi-
schung in die Politik zu mehr Nachhaltigkeit 
verhelfen. 

Auf absehbare Zeit kann die Armee keine 
Notwendigkeit einer Machtübernahme se-
hen, zumal sie voraussichtlich nicht mit ei-
ner Zustimmung der Bevölkerung rechnen 
könnte. Das schließt nicht aus, dass einzel-
ne Situationen entstehen, in denen aus Sicht 
der Armeeführung ein direktes, kurzfristi-
ges Eingreifen in politische Entscheidungen 
hinter den Kulissen notwendig wird. Ihrem 
Eigen- und Fremdbild als verlässlichste Insti-
tution des Landes gemäß wird sie sich vorbe-
halten, bei Bedarf zum Wohle des Landes in-
tervenieren zu wollen. Von daher wird es sehr 
von Bürokraten und Politikern abhängen, wie 
schnell sie die institutionelle Krise überwin-
den, sprich den eigentlichen Aufgaben- und 
Verantwortungsbereich von zivilen Staats-
institutionen zurückerobern und Militärs in 
ihre konstitutionellen Schranken verweisen 
werden. Das Oberste Gericht hat für seinen 
Bereich bewiesen, dass dies möglich ist. Die 
Verabschiedung der 18. Verfassungsänderung 
im Parlament am 8. April 2010 zeigt, dass die 
politische Führung derzeit dazu willens und 
fähig ist. ❙23

23 ❙ 	In der 18. Verfassungsänderung wurde über 102 
Paragraphen abgestimmt. Sie verspricht insgesamt 
eine Stärkung der parlamentarischen Demokratie 
und eine Schwächung der Stellung des Präsidenten. 
Auch wurde dadurch der Föderalismus in Pakistan 
gestärkt. Allerdings blieben alle islamischen Artikel 
der Verfassung wie die islamische Gerichtsbarkeit auf 
Bundesebene unangetastet.


